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will Ruttig nicht von einem offe-
nen Machtkampf bei den Taliban
sprechen. Aber: „Es gibt einen
Kern von ultrakonservativen Tali-
ban um den obersten geistlichen
Führer im Land, Emir Achundsa-

da, der die Verbote erlassen hat. Sie
geben die Positionen vor, und die
Pragmatischeren haben bisher
kaum öffentlich Kritik geäußert.
Sie müssen jetzt aktiv werden. Al-
lerdings könnten sie sich damit in
Lebensgefahr bringen“, sagt Rut-
tig, der lange in Afghanistan gear-
beitet hat, im Gespräch mit unse-
rer Redaktion.

Erös ist sich sicher, dass die bes-
ser gebildeten Minister unter den
Taliban „gegen die Verbote sind“.

Wie selbstzerstörerisch sind die Taliban?
Bildungsverbote für Mädchen und Frauen, eine Sperre für die weiblichen Mitarbeiter der NGOs.

Die Afghanistan-Experten Reinhard Erös und Thomas Ruttig warnen vor dramatischen Folgen. Eine Analyse.

Von Simon Kaminski

Augsburg/Kabul Kann es sich ein
Staat leisten, rund die Hälfte seiner
Bevölkerung weitgehend aus Bil-
dungseinrichtungen auszuschlie-
ßen und ihre Teilhabe am öffentli-
chen Leben stark zu beschränken?
Natürlich nicht. Ultrareligiöse Ta-
liban-Politiker in Afghanistan ver-
folgen dieses Ziel dennoch: Radi-
kale Islamisten hatten Mädchen
den Schulbesuch nur noch bis zur
sechsten Klasse erlaubt und Frau-
en von den Universitäten des kri-
sengeschüttelten Landes ver-
bannt. Am Samstag folgte dann
der zweite Schlag. Nun wurde an-
geordnet, dass Nichtregierungsor-
ganisationen (NGOs) keine Mitar-
beiterinnen mehr einsetzen dür-
fen, da es Verstöße gegen muslimi-
sche Kleidungsvorschriften gege-
ben habe. Einschneidende Maß-
nahmen, die an die rücksichtlose,
brutale Politik der Taliban wäh-
rend ihrer ersten Herrschaft von
1996 bis 2001 erinnern.

Eine rigorose Umsetzung dieser
Anordnungen hätte katastrophale
Folgen für das Land – zumal meh-
rere Hilfsorganisationen ankün-
digten, ihr Engagement auszuset-
zen, wenn Frauen in ihren Reihen
suspendiert werden müssten. Das
Problem liegt auf der Hand: Nur
Mitarbeiterinnen können Frauen
und Mädchen helfen. Männlichen
Kräften wird von den meisten Fa-
milien – gerade auf dem Land – der
Kontakt zu Ehefrauen, Schwestern
oder Töchtern verweigert. „Wenn
die Hilfsorganisationen in der oh-
nehin schon wirtschaftlich chaoti-
schen Situation dauerhaft ihre Ar-
beit einstellen, droht eine humani-
täre Katastrophe“, sagt der Leiter
der Kinderhilfe Afghanistan, Rein-
hard Erös, unserer Redaktion. Die
von Erös gegründete Organisation
betreibt im Osten des Landes
Schulen, eine Universität in Nan-
garhar und medizinische Ausbil-
dungseinrichtungen.

Aktuelle Meldungen belegen,
dass die jüngsten Einschränkun-
gen auch unter den Taliban, die
seit dem überstürzten Abzug einer
militärischen Allianz unter Füh-
rung der USA im August 2021 an
der Macht sind, umstritten sind.
Die ARD zitiert aus einem vertrau-
lichen Gesprächsprotokoll: Da-

nach erklärte Taliban-Wirtschafts-
minister Hanif in einem Treffen
mit Ramis Alakbarow, UN-Koordi-
nator für die Afghanistan-Hilfe,
dass das Arbeitsverbot ausdrück-
lich nicht für den medizinischen
Sektor und nicht für die UN gelte.
Laut des Protokolls habe Hanif
auch zugesagt, sich dafür einzu-
setzen, dass Frauen weiterhin für
die NGOs tätig sein können. Der
UN-Sicherheitsrat hatte die Tali-
ban aufgefordert, alle Bildungsver-
bote aufzuheben und eine „Aus-
höhlung der Menschen- und Frei-
heitsrechte“ durch die Frauenpoli-
tik der Machthaber kritisiert.

Der Mitbegründer der unabhän-
gigen Denkfabrik Afghanistan
Analysts Network, Thomas Ruttig,
verfügt über Informationen, dass
das Gesundheitsministerium zu-
vor bereits mitgeteilt hat, „dass
medizinisches Personal nicht von
den Verboten betroffen sei, Frauen
also weiterarbeiten könnten.“ Zwar

Zu dieser Gruppe zählt er Gesund-
heitsminister Ibad, Verteidigungs-
minister Jakub oder Außenminis-
ter Muttaki, die in Kabul arbeiten.
„Sie sind pragmatischer als die ra-
dikale Gruppe um den Emir
Achundsada in Kandahar.“

Die Zeit drängt. „In Afghanis-
tan haben wir jetzt einen Winter-
einbruch, es droht erneut eine
Hungersnot, die im Winter
2020/21 nur durch massive Unter-
stützung von Hilfsorganisationen
verhindert werden konnte“, warnt
Ruttig. Erös hofft, dass die Gruppe
um Achundsada, die auch in der is-
lamischen Welt völlig isoliert sei,
nicht den „Tod von Hunderttau-
senden für ihre religiösen Dogmen
in Kauf nimmt“.

Unklar ist, wie es mit den Bil-
dungseinschränkungen an Schu-
len und Universitäten weitergeht.
„Die Ablehnung der restriktiven
Politik der Taliban in der Bevölke-
rung ist potenziell sehr groß. Doch

nur die Mutigsten wagen es, zu
protestieren“, erklärt Ruttig. In
Kandahar seien demonstrierende
Studenten „brutal zusammenge-
knüppelt worden.“

Erös, der die Projekte der Kin-
derhilfe vor Ort mit einheimischen
Mitarbeitern aufgebaut hat, warnt
vor den Folgen einer Politik, die
Frauen ausschließt: „Wenn Mäd-
chen nicht Abitur machen dürfen,
können sie auch nicht mehr studie-
ren und Ärztinnen werden. Wer
soll dann kranke Mädchen oder
Frauen behandeln? Dass sie zu
männlichen Ärzten gehen, ist in
Afghanistan undenkbar. Das zeigt
schon, wie sinnlos das Verbot ist.“
Allerdings würden die Anordnun-
gen nicht in allen der 34 Provinzen
des sehr föderalistisch organisier-
ten Landes mit seinen verschiede-
nen Ethnien greifen. In sechs bis
sieben Provinzen seien die Be-
schränkungen nicht durchgesetzt
worden.

In den paschtunisch dominier-
ten Regionen – die Taliban sind
Paschtunen – dürften die Mädchen
die Schule tatsächlich nur noch bis
zur sechsten Klasse besuchen und
nicht mehr in die Unis. Erös: „Das
gilt auch für unsere Schulen. Wir
haben aber erreicht, dass junge
Frauen an unserer Universität in
Nangarhar weiter studieren kön-
nen. Auch die Ausbildung von
Hebammen und Krankenschwes-
tern geht weiter.“

Mit großem Unverständnis rea-
gieren Thomas Ruttig und Rein-
hard Erös auf die Ankündigung
von Entwicklungsministerin Sven-
ja Schulze (SPD), die Hilfe für das
Land angesichts der Einschrän-
kungen für Frauen bei den NGOs
infrage zu stellen. „Das würde dem
humanitären Imperativ wider-
sprechen. Auch in Ländern, die
diktatorisch regiert werden, muss
Hilfe geleistet werden, wenn eine
humanitäre Katastrophe droht“,
sagt Ruttig.

Erös nennt eine mögliche Ein-
stellung der Hilfen einen „schwe-
ren Fehler – humanitär und poli-
tisch“. Wichtig sei vielmehr, dass
Deutschland endlich wieder seine
Botschaft in Kabul öffne. Dann
gebe es wieder einen Ansprech-
partner. „Nur noch China, Russ-
land und Pakistan haben Botschaf-
ter hier, der Westen ist diploma-
tisch gar nicht mehr präsent.“

Ultrakonservative
Taliban haben die
Verbote erlassen

Afghanische Schülerinnen in einer Grundschule in Kabul. Doch jetzt kam die Anordnung, dass Mädchen nur bis zur sechsten
Klasse unterrichtet werden dürfen und Frauen von den Universitäten ausgeschlossen werden. Foto: Oliver Weiker, dpa

„Wir brauchen wolfsfreie Zonen in Deutschland“
Die CSU-Politikerin Anja Weisgerber hält Wölfe grundsätzlich für eine Bedrohung. Aber auch wenn

der Bestand der Tiere weiter wächst, spricht sie sich gegen Schusswaffen für Schäfer aus.

Frau Weisgerber, Sie sprechen
sich für eine Regulierung der
Wolfsbestände aus. Warum? Es
gibt laut Bundesamt für Natur-
schutz knapp 1.200 Tiere in
Deutschland. Das klingt zunächst
nicht nach einer Bedrohung.
Anja Weisgerber: Dokumentiert
sind die Anzahl der Rudel, der
Wolfspaare und der Einzelwölfe,
die sich dauerhaft in einer Gegend
aufhalten. Die genaue Anzahl der
Wölfe innerhalb eines Rudels ist
aber nicht erfasst. Daher gehen an-
dere Experten eher von rund 2.000
Wölfen aus – was beinahe das Dop-
pelte wäre. In unserer dicht besie-
delten Kulturlandschaft kann das
schnell zum Problem werden. So
berichten uns Kollegen aus Nieder-
sachsen, dass in den Landkreisen
Uelzen und Celle rund ein Dutzend
Wolfsrudel leben, man könnte
auch sagen: Ihr Unwesen treiben.
Denn wenn sie sich in Niedersach-
sen, aber auch in Brandenburg, mit
Nutztierhaltern unterhalten, dann
wird schnell klar, dass Wölfe hier
zunehmend als Bedrohung wahr-
genommen werden.

Es wird in der Debatte oft behaup-
tet, der Wolf verliere seine natürli-
che Scheu vor den Menschen und
traue sich näher an die Dörfer he-
ran. Fürchten Sie, dass es zu An-
griffen von Wölfen auf Menschen
kommt?
Weisgerber: Bislang hat es zum
Glück keinen tödlichen Angriff auf
Menschen gegeben. Dennoch
kommt es aufgrund der wachsen-
den Population in den Regionen, in
denen Wölfe heimisch geworden
sind, immer häufiger zu Begeg-
nungen zwischen Wölfen und
Menschen. Für die Betroffenen
sind solche Momente zumindest
unangenehm, oft erzeugen sie
Angst. Ganz wichtig ist aber auch
der Schutz unserer Weide- und
Haustiere. Deshalb brauchen wir
ein aktives Wolfsmanagement, wie
es etwa Schweden praktiziert.
Dort, wo eine übermäßige Anzahl
an Wölfen vorhanden ist, werden
sie unter bestimmten Vorausset-
zungen gejagt. Wenn wir nicht
bald solch ein aktives Wolfsmana-
gement einführen, dann werden
sich Wölfe voraussichtlich häufi-

ger in die Nähe menschlicher Sied-
lungen wagen. Die Bundesregie-
rung darf die Menschen in den
ländlichen Räumen nicht allein
lassen. Sie muss endlich handeln.

Forscher der Zoologischen Gesell-
schaft Frankfurt und der Uni Frei-
burg haben in einer Studie he-
rausgefunden, dass Wölfe gerne
fern des Menschen leben und es
keine Konflikte gäbe, wenn man
ihnen Rückzugsorte ließe – von

denen es in Deutschland viele
gibt. Wäre das die friedliche Lö-
sung des Problems?
Weisgerber: Das denke ich nicht.
Denn der Wolfsbestand wächst
und wächst. Und es geht ja nicht
nur um mögliche Konflikte zwi-
schen Wölfen und Menschen, son-
dern auch darum, dass Schafe, Zie-
gen, Rinder und auch Pferde zu-
nehmend gerissen werden. Es hat
sich gezeigt, dass Wölfe zu intelli-
gent und lernfähig sind, um sich
von Schutzmaßnahmen abschre-
cken zu lassen. Zudem gibt es Ge-
biete, zum Beispiel Almen oder
Deiche, in denen Zäune zum
Schutz der Herden einfach nicht
aufgestellt werden können. Die
Weidetierhalter dort empfinden es
als zynisch, wenn sie dann auf Ent-
schädigungszahlungen verwiesen
werden. Sie wollen nicht mit Geld
abgespeist werden, sondern ihre
Tiere nicht verlieren. Daher brau-
chen wir neben einem Bestands-
management auch bestimmte
wolfsfreie Zonen in Deutschland.

Auf der anderen Seite der Forde-

rungsskala steht der Ruf nach ei-
ner waffenrechtlichen Erlaubnis
für Schäferinnen und Schäfer, da-
mit die im Notfall auf einen Wolf
schießen können. Hört sich nach
Wilder Westen an. Wie stehen Sie
dazu?
Weisgerber: Egal, wie sehr wir die
Bestände regulieren wollen – das
ändert nichts an dem hohen
Schutzstatus des Wolfes. Wenn
Vergrämungen oder Abschüsse
notwendig werden, dann sollte das
in einem definierten Rechtsrah-
men geschehen und von dazu Be-
rechtigten, beispielsweise Jägerin-
nen und Jägern, durchgeführt wer-
den. Interview: Stefan Lange

Der Wolf - Bereicherung oder Bedro-
hung? Foto: Ingo Wagner, dpa

Entwarnung bei
vorhergesagtem

„Wutwinter“
Verfassungsschutz

beobachtet schwache
Mobilisierung im Osten

Berlin Die Proteste gegen hohe
Energiepreise und die Krisenpoli-
tik der Bundesregierung sind in
den letzten Wochen abgeebbt. Für
den Präsidenten des Bundesamtes
für Verfassungsschutz Thomas
Haldenwang, ist dies keine Überra-
schung: ,„Die schlimmen Szena-
rien von einem ,heißen Herbst’
oder ,Wutwinter’, wie sie von vielen
skizziert wurden, habe ich so nicht
kommen sehen“, sagte Halden-
wang im Interview mit der dpa.
Tatsächlich sei „das, was aktuell an
Protesten läuft, eher ein laues
Lüftchen“. Dies betreffe vor allem
Sachsen und Thüringen.

Doch das bürgerliche Milieu,
das bei den Corona-Protesten noch
stark vertreten gewesen sei, ziehe
sich mehr und mehr zurück. „Ak-
tuell tummelt sich da eine Mi-
schung aus Rechtsextremisten, wie
Vertretern der Neuen Rechten, Ver-
schwörungstheoretikern, Reichsbür-
gern und Selbstverwaltern, Delegi-
timierern, aber auch Teilen des
Landesverbandes der AfD in Thü-
ringen, der als erwiesen extremis-
tisch eingestuft ist oder rechtsex-
tremistischen Parteien wie die
Freien Sachsen“, sagte Halden-
wang. Eine Abgrenzung der einzel-
nen Gruppen voneinander sei
kaum noch vorhanden. Die verbin-
dende Klammer all dieser Gruppen
sei „das Ziel, dieses politische Sys-
tem zu überwinden“, sagte Hal-
denwang. Die zur Mobilisierung
genutzten Themen würden dabei

offensichtlich „nach Gusto ausge-
tauscht“, je nachdem, was gerade
funktioniere. „Aktuell gewinnt das
Thema Migration stärker an Ge-
wicht“, sagte der Präsident des
Bundesamtes. Sowohl die Linke als
auch die AfD hatten als Reaktion
auf hohe Energie- und Lebensmit-
telpreise zu einem „“heißen
Herbst“ aufgerufen. Den größten
Widerhall fand dies in Ostdeutsch-
land. An einer von der AfD bewor-
benen Kundgebung in Berlin im
Oktober beteiligten sich laut Poli-
zei rund 10.000 Menschen.

Die Klimaproteste bieten auch
Sicht des Verfassungsschutz-Prä-
sidenten bislang keinen Anlass für
eine Beobachtung durch den Ver-
fassungsschutz. „Die Letzte Gene-
ration ist eine zahlenmäßig kleine
Gruppe, die jetzt zu drastischeren
Methoden des Protests greift“, sag-
te Haldenwang. Die Gruppe bege-
he inzwischen auch schwere Straf-
taten, wie Blockaden auf Flughä-
fen. Diese müssten von Polizei,
Staatsanwaltschaften und Gerich-
ten verfolgt und geahndet werden.

„Nicht nur wir, sondern auch
die Landesämter für Verfassungs-
schutz sehen bei der Letzten Gene-
ration aktuell noch keine hinrei-
chend gewichtigen tatsächlichen
Anhaltspunkte für eine verfas-
sungsfeindliche Bestrebung“, sag-
te Haldenwang. Der Verfassungs-
schutz komme erst ins Spiel, wenn
es eine Radikalisierung oder eine
Beeinflussung der Proteste durch
Extremisten gebe. Was die Letzte
Generation angehe, so sehe er eine
gewisse Gefahr darin, „dass es
linksextremistische Gruppierun-
gen gibt, die versuchen, diese Be-
wegung zu unterwandern“. (dpa)

Bundesverfassungsschutzchef Tho-
mas Haldenwang. Foto: dpa

Anja Weisgerber, 46, ist
Rechtsanwältin und seit
1997 CSU-Mitglied. Die
Schweinfurterin gehörte
von 2004 bis 2013 dem

europäischen Parlament an. Seit 2013
ist sie im Bundestag und für die Berei-
che Klima und Umwelt zuständig.
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